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Finanzplanung des Bundes 1967 bis 1971 


1. Die Bundesregierung hat am 6. Juli 1967 die 
Finanzplanung des Bundes bis 1971 beschlossen. 
Sie ist den Fraktionen des Deutschen Bundes- 
tages am 7. Juli 1967 mitgeteilt und kurz erläu- 
tert und im Bulletin der Bundesregierung Nr. 73 
vom 8. Juli 1967 veröffentlicht worden. 

2. Die Finanzplanung, die nach § 9 Abs. 3 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft jährlich der Entwick- 
lung angepaßt und fortgeführt wird, ist gegen- 
über der Veröffentlichung im Bulletin der Bun- 
desregierung vom 8. Juli 1967 um eine Übersicht 
über den voraussichtlichen Ausgabebedarf des 
Bundes bis 1971 nach Einzelplänen ergänzt wor- 
den. Die Übersicht ist als Anlage 1 zur Finanz- 
planung beigefügt. 

Die zur Erreichung des Ausgabevolumens gemäß 
Zielvorstellung erforderlichen Eingriffe sind in 
der Anlage 2 zur Finanzplanung dargestellt. 

Die aus heutiger Sicht zu erwartenden ordent- 
lichen Einnahmen sowie die von der Bundesre- 
gierung beschlossenen Einnahmeverbesserungen 
sind in den Anlagen 3 und 3 a zur Finanzplanung 
enthalten. 

Aus der Gegenüberstellung der voraussichtlichen 
ordentlichen Einnahmen und des angestrebten 
Ausgabenbedarfs in den einzelnen Jahren bis 
1971 ergeben sich Finanzierungslücken. Zu ihrer 
Deckung sind Kreditaufnahmen vorgesehen; An- 
lagen 4 und 4 a zur Finanzplanung. 

3. Die Finanzplanung des Bundes bis 1971 ist unter 
Zugrundelegung einer gesamtwirtschaftlichen 
Zielprojektion mit Schwerpunkt von der Aus- 
gabenseite her aufgestellt worden. Der gesamt- 
wirtschaftlichen Zielprojektion für die Jahre bis 
1971 (erwartetes durchschnittliches jährliches 
Wachstum des nominalen Bruttosozialprodukts 
bis 1971: etwa 5 — 5,5 v. H. bei einem realen 
Wachstum von durchschnittlich etwa 4 v. H.) 
liegt die Annahme zugrunde, daß die öffentlichen 
Gesamtausgaben im Jahresdurchschnitt 1967 bis 
1971 um etwa 6 v. H. steigen. 

Eine wesentliche Überschreitung dieses Wachs- 
tumsrahmens würde zu einem Übergewicht der 
volkswirtschaftlichen Nachfrage im Vergleich 
zum gesamtwirtschaftlichen Angebot führen und 
damit ernste Konsequenzen für die Entwicklung 
der Preise befürchten lassen. Ein stärkeres Zu- 
rückbleiben des öffentlichen Ausgabenwachs- 
tums hinter den mittelfristig gebotenen Aus- 
gabeplafonds ist ebenfalls nicht vertretbar, weil 
die staatlichen Investitionen die Entfaltung des 
Wirtschaftspotentials der Zukunft entscheidend 
mitbestimmen 

Da die Ausgaben der Länder und Gemeinden 
(insbesondere wegen verstärkter Infrastruktur- 


und Sozialinvestitionen) sowie der Sozial- 
versicherungsträger in den kommenden Jahren 
vorausichtlich etwas stärker als 6 v. H. steigen 
dürften, wurde für den Bundeshaushalt ein durch- 
schnittlicher jährlicher Zuwachs des Ausgaben- 
volumens von etwas unter 6 v. H. im Jahres- 
durchschnitt angestrebt. Das Ausgabenvolumen 
des Bundeshaushalts steigt danach von rd. 74,5 
Mrd. DM in 1967 (ohne zusätzliche Investitions- 
förderungsmaßnahmen 1967/68) auf 93,6 Mrd. DM 
in 1971. 

4. Um die in der gesamtwirtschaftlichen Projektion 
angestrebten Ziele zu erreichen, ist auf Dauer 
der Anteil der investiven Ausgaben an den Ge- 
samtausgaben zu erhöhen. Dies bedingt eine 
überproportionale Steigerungsrate bei den in- 
vestiven Ausgaben von durchschnittlich 7 bis 
8 v. H. jährlich gegenüber einem Zuwachs der 
Gesamtausgaben von knapp 6 v. H. jährlich, was 
zu einer Erhöhung des Anteils der investiven 
Ausgaben an den Gesamtausgaben (ohne zusätz- 
liche Investitionsförderungsmaßnahmen) von 
17,7 V. H. in 1967 auf 19,2 v. H. in 1971 führt. 

5. Die Einpassung der Ausgabenstruktur in die 
gesamtwirtschaftliche Projektion und ihre Glie- 
derung nach sachlichen Schwerpunkten und zeit- 
lichen Prioritäten konnte entsprechend der Regie- 
rungserklärung vom 13. Dezember 1966 nur auf 
der Grundlage einer umfassenden Bestandsauf- 
nahme der finanziellen Folgen aus den vertrag- 
lichen und gesetzlichen Verpflichtungen, aus den 
verabschiedeten Programmen und aus den son- 
stigen Beschlüssen erfolgen. 

In die Bestandsaufnahme mußten neben den lau- 
fenden Verpflichtungen auch solche neue Maß- 
nahmen aufgenommen werden, die sich aus 
Grundsatzbeschlüssen der Bundesregierung und 
des Bundestages oder aus realistischerweise 
einzubeziehenden Besoldungsverbesserungen im 
öffentlichen Dienst ergeben, auch wenn hierfür 
im Einzelfall noch eine politische Entscheidung 
erforderlich ist. 

Die Anpassung des Ausgabenbedarfs des Bun- 
des an die gesamtwirtschaftliche Ziclprojektion 
erforderte die Beseitigung des strukturell be- 
dingten Ausgabenüberhangs. Dies war ohne 
einschneidende Einsparungen und Bedarfskür- 
zungen in einer Größenordnung von insgesamt 
30 Mrd. DM für die Jahre 1968 bis 1971 nicht 
möglich. Die Eingriffe mußten mit Schwergewicht 
in konsumtiven Bereichen des Bundeshaushalts 
vorgenommen werden, damit das angestrebte 
Ziel einer Erhöhung des Anteils der investiven 
Ausgaben an den Gesamtausgaben des Bundes 
erreicht werden konnte. Die Eingriffe maßten 
darüber hinaus in einer Form erfolgen, die zu 
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einer Entlastung für den Bundeshaushalt auf 
Dauer führt, um eine bloße Verschiebung der 
Probleme in die Zukunft zu vermeiden. 

6. In Ausführung eines nach Rangfolgen geord- 
neten politischen Programms müßten positive 
wie negative Schwerpunkte festgelegt weiden, 
um eine sinnvolle Umstrukturierung der Aus- 
gabenseite zu ermöglichen. Eine Erhöhung des 
Anteils der Investitionsausgaben an den Gesamt- 
ausgaben des Bundes ist zur Zukunftsvorsorge 
und zur Sicherung unserer wirtschaftlichen und 
politischen Stellung in der Welt unausweichlich 
ln diesem Bereich wurden als Schwerpunkte 
namentlich die Förderung von Wissenschaft und 
Forschung mit jährlichen Steigerungsraten von 
durchschnittlich rd. 16 v. H. und die Förderung 
des Verkehrs mit jährlichen Steigerungsraten 
von durchschnittlich rd. 8 v. H. (insbesondere die 
Verbesserung der Verkehrssituation in den Bal- 
lungszentren, die Rationalisierung der Bundes- 
bahn und der Aufbau eines leistungsfähigen 
Fernstraßennetzes) bestimmt. 

Auch die Verteidigungsausgaben werden länger- 
fristig eine bedeutsame Größenordnung im Bun- 
deshaushalt behalten. Der bestehende struk- 
turelle Ausgabenüberhang zwingt jedoch zu den 
vorgeschlagenen Beschränkungen. 

7. Bei den sichtbaren Finanzhilfen an die Land- 
wirtschaft und die gewerbliche Wirtschaft ist ein 
Abbau in folgender Größenordnung vorgesehen: 
1968 - 0,9 Mrd. DM, 1969 == 1,4 Mrd. DM, 1970 
-- 1,6 Mrd. DM, 1971 - 1,2 Mrd. DM. 

Im Bereich der sozialen Sicherung soll die Ent- 
lastung des Bundeshaushalts zugleich zu einer 
Konsolidierung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung beitragen. Im Einklang mit den wirtschaft- 
lichen und finanziellen Möglichkeiten soll die 
soziale Sicherung in der Bundesrepublik auch in 
Zukunft ausgebaut werden. Zugleich sollen 
sozial unerwünschte Ergebnisse des geltenden 
Systems beseitigt werden. 

Ein wichtiger Bestandteil der Beschlüsse der 
Bundesregierung war das Bemühen, die Beiträge 
zu den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
Angestellten trotz der Entlastung des Bundes- 
haushalts der konjunkturellen Entwicklung an- 
gemessen zu gestalten. Sie sollen in den folgen- 
den Jahren von zur Zeit 14 v. H. erhöht werden 
auf 1968 =- 15 v.H., 1969 == 16 v.H. und 1970 
17 V. H. Mit diesen Beiträgen wird es möglich 
sein, die Aufgaben der Rentenversicherung in 
den Jahren bis 1971 zu erfüllen. 

8. Das Kabinett war bei seinen Überlegungen be- 
strebt, die Eingriffe möglichst sachgerecht auf- 
zugliedern. Alle Bevölkerungsschichten und 
Wirtschaftsbereiche sollten möglichst ausgewo- 
gen an den mit den Ausgleichsmaßnahmen ver- 
bundenen Belastungen beteiligt werden. 

9. Die Durchführung dieser Eingriffe ermöglichte 
es zugleich, für die Zeit ab 1970 einen — wenn 
auch bescheidenen — Ansatz für neue, heute 


noch nicht konkretisierbare Maßnahmen im Be- 
reich der Sozialinvestitionen über die bisherigen 
Programme hinaus einzusetzen, also einen ge- 
wissen Spielraum für politische Entscheidungen 
zu gewinnen. 

10. Die Vorausschätzung der ordentlichen Ein- 
nahmen geht grundsätzlich vom geltenden 
Steuerrecht und von der Beibehaltung des Bun- 
desanteils an der Einkommen- und Körperschaft- 
steuer von 37 V. H. aus. Sie berücksichtigt die 
für 1968 vorgesehene Einführung der Mehrwert- 
steuer. Die Schätzung orientiert sich im übrigen 
an der gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprojek- 
tion für die Jahre bis 1971. Die relativ geringe 
Steigerung der voraussichtlichen Steuereinnah- 
men in 1968 gegenüber 1967 ergibt sich im 
wesentlichen aus der allgemeinen Wirtschafts- 
lage (konjunkturbedingte Steuerausfälle), aber 
auch aus Einnahmeausfällen im Zusammenhang 
mit der Überleitung auf das Mehrwertsteuer- 
recht und aus anderen Sondereinflüssen. 

11. Hinsichtlich der außerordentlichen Einnahmen 
geht die Planung davon aus, daß der Bund sich 
stärker als bisher des Mittels der Finanzierung 
über öffentliche Kredite bedient. 

12. Die hohen Tilgungsverpflichtungen auf Grund 
der in den Jahren 1967 und 1968 zum Ausgleich 
der konjunkturbedingten Steuerausfälle und zur 
Finanzierung zusätzlicher Investitionen zur Kon- 
junkturbelebung aufgenommenen und aufzuneh- 
menden kurzfristigen Kredite können im Inter- 
esse einer kontinuierlichen Haushallsentwicklung 
nicht sämtlich zu Lasten der ordentlichen Ein- 
nahmen der Jahre bis 1971 aufgebracht werden. 
Insoweit müssen bei Fälligkeit zur Tilgungs- 
streckung zusätzliche Kreditengagements (Um- 
finanzierungen) eingegangen werden. 

Die beträchtliche Ausweitung der Neuverschul- 
dung des Bundes entspricht der sich aus der 
gesamtwirtschaftlichen Projektion ergebenden 
Forderung nach verstärkten öffentlichen Investi- 
tionen, die nur verwirklicht werden kann, wenn 
die Gebietskörperschaften bereit sind, sich — ins- 
gesamt gesehen — wesentlich mehr als bisher 
zu verschulden. Diese stärkere Verschuldung ist 
allerdings nur vertretbar, wenn die Ausgaben- 
struktur des Gesamthaushalts mit dem Ziel 
verstärkter Investitionen verbessert wird und 
die konsumtiven Ausgaben stärker zurück- 
gedrängt werden. Von außergewöhnlichen kon- 
junkturellen Entwicklungen abgesehen, ist es 
nicht angängig, laufende Ausgaben durch Kredite 
zu finanzieren. 

Im Sinne einer antizyklischen Haushaltspolitik 
muß gefordert werden, daß etwaige Mehrein- 
nahmen gegenüber den eingesetzten Beträgen 
zu einer Verstärkung der Tilgungen und einer 
Verminderung der Umfinanzierung Verwendung 
finden müssen. An den Tilgungen muß auch 
dann festgehalten werden, wenn etwa neue 
Deckungsprobleme in den kommenden Jahren 
auftreten sollten. 
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13. Trotz der für die Folgejahre vorgesehenen hohen 
Neuverschuldung und den in Aussicht genom- 
menen Umfinanzierungen zeigt das Zahlenbild 
der Einnahmeseite, daß das gesamtwirtschaftlich 
anzustrebende Ausgabevolumen aus den zur 
Verfügung stehenden Einnahmen nach gelten- 
dem Recht nicht zu finanzieren ist. 

Diese Erkenntnis macht eine gewisse Erhöhung 
von Steuern und den Abbau von Steuervergün- 
stigungen unvermeidlich. 

14. Die Bundesregierung hat deswegen vorgesehen 

1. eine Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes, 

2. die Erhebung einer Ergänzungsabgabe, 

3. einen Abbau von Steuervergünstigungen für 
Sparkassen, Kreditgenossenschaften und Zen- 
tralkassen sowie bestimmte Kreditanstalten, 
die sich dem längerfristigen Kreditgeschäft 
widmen. 

15. Die vorgeschlagene Erhöhung der Mehrwert- 
steuer gestattet vor allem die konjunkturell 
dringend notwendige, zusätzliche, fühlbare Ent- 
lastung der Altvorräte von der auf ihnen ruhen- 
den Bruttoumsatzsteuer. 

16. Gemäß § 6 Abs, 2 des Stabilitätsgesetzes dürfen 
bei einer Abschwächung der allgemeinen Wirt- 
schaftstätigkeit zusätzliche Ausgaben nur für 
Zwecke geleistet werden, die in der Finanz- 
planung des Bundes vorgesehen sind. Diese Vor- 
aussetzung ist nach der Verabschiedung der 
Finanzplanung des Bundes bis 1971 durch die 
Bundesregierung am 6. Juli 1967 erfüllt. Die vor- 
gesehenen Ausgaben der Iiivestitionsförderungs- 
programme 1967/68 in Höhe von insgesamt 
3,95 Mrd. DM sind in der Finanzplanung berück- 
sichtigt. Die Ausgaben des 1. Konjunkturförde- 
rungsprogramms 1967 in Höhe von insgesamt 
2,5 Mrd. DM sind in den Klammerzahlen 1967 
der Anlage 1 zur Finanzplanung enthalten. Die 


beabsichtigten Ausgaben des 2. Konjunktur- 
förderungsprogramms 1967/68 in Höhe von 1,45 
Mrd. DM sind entsprechend § 8 Abs. 1 Stabili- 
tätsgesetz im Plafond des Epl. 60 (Klammerzahl 
der Anlage 1 zur Finanzplanung in 1968) be- 
rücksichtigt. Die Aufteilung dieses Betrages er- 
folgt durch gesonderte Vorlage der Bundes- 
regierung. 

17. Auch die erforderlichen Kredite für die Finan- 
zierung des Zweiten Investitionsförderungspro- 
gramms sind bereits in der Finanzplanung für 
die Jahre bis 1971 berücksichtigt. Während die 
haushaltsmäßige Ermächtigung zur Leistung der 
Ausgaben und zur Aufnahme der für die Finan- 
zierung notwendigen Kredite bereits in 1967 
vorgesehen ist, wird die kassenmäßige Abwick- 
lung der Kredite voraussichtlich auch noch in 
1968 erfolgen. 

18. Mit der Verabschiedung der Finanzplanung des 
Bundes bis 1971 hat die Bundesregierung die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik auf eine völlig 
neue Grundlage gestellt. Die Haushaltspolitik 
des Bundes ist von den zutage getretenen Un- 
zulänglichkeiten der Ein- Jahresbetrachtung von 
Einnahmen und Ausgaben befreit worden. Mit 
der Finanzplanung wird das Instrumentarium 
der Finanzpolitik in bedeutsamem Maße erwei- 
tert. Sie erlaubt die Probleme der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik in verständlicher Form darzu- 
stellen und im Rahmen einer mehrjährigen 
Konzeption einer Lösung näherzubringen. 

19. An die Verabschiedung der Finanzplanung durch 
die Bundesregierung wird nicht zuletzt die Hoff- 
nung geknüpft, daß die übrigen Gebietskörper- 
schaften in der Bundesrepublik ihrerseits mehr- 
jährige Finanzplanungen aufstellen, so daß 
bereits in naher Zukunft eine Abstimmung der 
einzelnen Finanzplanungen im Rahmen einer 
Planung für den öffentlichen Gesamthaushalt 
ermöglicht wird. 
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Stand: 7. Juli 1967 


Finanzplanung des Bundes 1967 bis 1971 

— Gesamtübersicht — 


A. Zielvorstellung für das Ausgabevolumen entsprechend 
der gesamtwirtsdiaftlichen Projektion 

1. Investive Ausgaben absolut 

in V. H. der Gesamtausgaben 

2. Übrige Ausgaben absolut 

in V. H. der Gesamtausgaben 

3. Ausgaben insgesamt 

4. Zusätzliche Investitionsförderungsmaßnahmen 

Steigerung gegenüber dem Vorjahr in v. H. 

a) ohne Investitionsförderungsmaßnahmen 

b) einschließlich Investitionsförderungsmaßnahnien 

B. Beseitigung des strukturell bedingten Ausgabenüber- 
hangs 

I. Ausgabebedarf 

1. Aus heutiger Sicht 

2. Mehrausgaben für Verzinsung kurzfristiger 

Schulden 

3. Tilgung kurzfristiger Schulden (Saldo gemäß 

Tilgungsplan) — Anlage 4a — 

4. Neue Maßnahmen*) 

5. Insgesamt 

II. Ausgabekürzungen — Anlage 2 — 

III. Verbleibender Ausgabebedarf — Anlage 1 — 

IV. Zusätzliche Investitionsförderungsmaßnahmen . . . 

C. Finanzierung des Ausgabevolumens gemäß Zielpro- 
jektion 

1. Ordentliche Einnahmen — Anlage 3 — 

2. Kreditmittel — Anlage 4 — 

a) längerfristig*) 

b) kurzfristig 

(einschließlich Kredite für Investitionsförderungs- 
maßnahmen) 

3. Einnahmeverbesserungen — Anlage 3 a — 

4. Einnahmen insgesamt 

5. Einsciiließlich Kredite für Investitionsförderungs- 

maßnalimen 


1967 

1968 

1969 

1970 

1971 


— in Milliarden DM — 


13,17 

14.8 

16,0 

16,9 

18,0 

(17,7) 

(18,3) 

(18,9) 

(18,9) 

(19,2) 

61,34 

65,9 

68,5 

72,4 

75,6 

(82,3) 

(81,7) 

(81,1) 

(81.1) 

(80,8) 

74,51 ■) 

80,7') 

84,5 

89,3 

93,6 

(2,5) 

(1,5) 

(-) 

(-) 

(-) 

6,6 

8,3 

4.7 

5.7 

4.9 

10,2 

6,7 

2,8 

5,7 

4.9 


74.51 *) 

85.5 M 

91,0 

95,5 

97,9 

— 

0.5 

0,6 

0,9 

0,7 

— 

— 

0.2 

1,2 

2,2 

— 

— 


0.5 

1,2 

74.51 *) 

86,0') 

91,8 

98,1 

102,0 

— 

— 5,3 

- 7,3 

— 8,8 

— 8,4 

74.51 •) 

80,7 ') 

84,5 

89,3 

93,6 

(2,5) 

(1,5) 

(-) 

(-) 

(-) 


68,96 

71.85 

77,10 

80,75 

84..35 

1,28 

1,5 

2.7 

2,6 

3,5 

4,27 

5,85 

1,0 

1,85 

1,45 

(6,77) 

(7,35) 

(-) 

(-) 

(-) 

— 

1,5 

3,7 

4,1 

4,3 

74,51 

80,7 

84,5 

89,3 

93,6 

(77,01) 

(82,20) 

(84,5) 

(89,3) 

(93,6) 


1} Olisii- liiM.s‘itioii'<ford('ninc|Sindßnahmen wc^en der konjuitkiurellen Aiii»nahmesitua(iun 1967 1968. 

All IMh(< nlüji' Sfhuldnndieast liir kur/fristiqc Veischuldiinq. 

3) von So/ialiiivcslilionen. 

■•j L<r.ihi.*;* -.ibiM 4 .Tcihrt*. 
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Anlage 1 

Übersicht über den voraussichtlichen Ausgabebedarf des Bundes bis 1971 nach Einzelplänen 

— Finanzplanung — 

Stand: 7. Juli 1967 — in Millionen DM — 




1967 

1968 

1969 

1970 

1971 



SolP) 

Finanzplan 

Finanzplan 

Finanzplan 

Finanzplan 

01 

Bundesprcisidialanit 

6,1 

4,9 

6,0 

7,0 

6.0 

02 

Bundestäcj 

72,2 

97,8 

143,8 

72,3 

72.3 

03 

Bnndesrat 

3,0 

3,0 

3,0 

3,0 

3,0 

04 

Bundeskanzleramt 

171,6 

184,5 

193,4 

199,5 

199,0 

05 

Auswärtiges Amt 

671,2 

719,2 

730,6 

745,8 

771,9 

06 

Inneres (ohne Kap. 06 19— 06 21) 

1 516,8 

1 534,1 

1 476,1 

1 479.0 

1 472,8 

07 

dustiz 

(1 528,8) 
90,4 

1 19,0 

126,0 

124,0 

123,0 

08 

Finanzen 

844,3 

857,0 

847,0 

836,0 

825,0 

09 

Wirtschaft 

939,1 

i 080,0 

956,0 

999,0 

906,0 

10 

Ernährung 

(959,1) 

4 448,9 

5 432,6 

5 300,3 

4 669,4 

4 473,0 

10 E 

E WG-Ayrarbeiti äge 

(4 648,9) 
165,0 

1 822,0 

2 .544,0 

2 706,0 

2 668,0 

11 

Arbeit 

14 507,5 

16 139,5 

16 257,5 

16 467,5 

16 919,5 

12 

Verkehr 

7 447,1 

8 240,5 

8 981,7 

9 479,2 

10 025,0 

13 

Post- und Fernineldewcsen 

(8 781,1) 

1,5 

0,9 

1,5 

1,5 

0,8 

14 

Verteidigung 

19 389,8 

18 175,0 

18 860,0 

19 700,0 

20 300,0 

15 

Gesundheitswesen 

(19 593,3) 
96,9 

104,2 

106,4 

108,9 

1 11,3 

19 

Bundesverfassungsgericht 

8,6 

10,6 

4,0 

4,0 

4,0 

20 

Bundesrechnunyshof 

14,3 

14,5 

14,5 

14,5 

14,5 

23 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1 656,7 

2 090,2 

2 292,5-) 

2 425,8-) 

2 554,8-) 

24 

S(.luttzministerium 

287,8 

-305,0 

314,0 

.304,0 

292,0 

25 

Wohnungsbau 

(290,3) 

1 411,4 

1 559,5 

i 600,5 

1 623,4 

1 554,1 

26 

Vertriebene 

(1 561,4) 

125,1 

96,4 

95,0 

82,0 

83,0 

27 

Gesamtdeutsche Fragen 

237,3 

225,0 

225,0 

225,0 

225,0 

28 

.Vmjel. Buiidesrat und Lander 

1,4 

1,5 

1,5 

1,5 

1,6 

29 

Familie und Jugend 

2 929,2 

2 800,1 

2 889,9 

3 046,9 

3 194,4 

31 

VVissen.schaf Hiebe Forschung 

(2 949,2) 

1 602,9 

1 930,0 

2 220,0 

2 5,50,0 

2 940,0 

32 

Bundesscludd 

fl 675,9) 

3 777,2 

2 915,8 

3 803,4 

3 837,2 

4 431,3 

33 

V^ersorguncj 

3 097,2 

3 190,0 

3 262,0 

3 349,0 

3 435,5 

35 

Verteidigungslasten 

561,5 

610,8 

6.37,0 

640,0 

642,0 

36 

Zivile Verteidigung 

(einschl. Kap. 06 19—06 21) 

493,6 

450,0 

450,0 

450,0 

450,0 

60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

7 810,9 

8 638,4 

7 802,0 

8314,5 

7 921,0 

Ges * Pi cm 

Besoldungsverbesserungen einschl. Anteil 
Bundesbahn 

(8 295,9) 

(10 138,4) J 

759,0 

1 604,0 

2 331,0 

2 935,0 


Zusammen .... 

74 386,5 

80 111,0 

83 748,6 

86 796,9 

89 554,8 

7U 32 

zuzüglich : 

Kurzfristige Verschuldung 

(76 886,5) 

127,8 

(81 611,0)-) 

540,0 

800,0 

2 053,0 

2 893,0 

Ges. -Plein 

Neue Maßnahmen 

— 

~ 

— 

500,0 

1 200,0 


Insgesamt .... 

74 514,3 

80 651,0 

84 548,6 

89 349,9 

93 647,8 


Auf- bzw, abgerundet — in Milliarden DM — 

(77 014,3) 

74,51 

(82 151,0)-) 

80,7 

84,5 

89,3 

93,6 

) Ohn<! 

t iun-hdu^licUt (K Idnuiie; .'dhloM ; fin'.Uil. 1. Kon j unkUii toi ctorunqspiocj i cuurn ) 

-5 LiüS'j!]. Bc’itlr 

Hl /Ul .'siil'.i uiHjsfiiii t<ahillt‘ (jomeiß 

kc iiiH’dy -Rnn(k' 
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Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


Drucksache V/2065 


Anlage 2 

Stand: 7. Juli 1967 


Beseitigung des strukturell bedingten Ausgabenüberhangs 

— Ausgabekürzungen — 


1968 


1969 


1970 


1971 


— in Milliarden DM — 


1. Militärische und zivile Verteidigung 2,0 2,4 2,55 2.4 

Nach Kürzung um nebenstehende Beträge stehen folgende Summen 


zur Verfügung für die 

1967 

1968 

— in 

1969 1970 

Millionen DM — 

1971 


militärische 
Verteidigung J 

19 390 

18 175 

18 860 

19 700 

20 300 

b) 

zivile 

Verteidigung 

494 

450 

450 

450 

450 


11, Soziale Alterssicherung einschl. knappschaftiiche Rentenversicherung 1,2 1.55 1,95 2,1 

— Entlastung des Bundes bei den Bundeszuschüssen unter gleich- 
zeitiger Konsolidierung der Finanzierung der Rentenversicherungen 
und der Krankenkassen (u. a. durch Beteiligung der Rentner an den 
Beiträgen zur Krankenversicherung; Ausgleich der Wandergewinne 
zu Lasten der Knappschaft, Begrenzung der Steigerungssätze für 
Altersruhegeld und Erwerbsunfähigkeitsrente bei der Knappschaft 
von 2,5 V. H. auf 2 v. H. in Stufen binnen 5 Jahren, Wegfall Ver- 
sicherungspflichtgrenze, Wegfall Beitragserstattung bei Heirat, 

Wiedereinführung Arbeitgeberbeiträge für beschäftigte Rentner). 

Nach Durchführung der vorgesehenen Entlastungen des Bundes ver- 
bleiben für Zuschüsse an die knappschaftiiche Rentenversicheiung 
und Rentenversicherung dei Angestellten und Arbeiter 
1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 


Hl 66-) 9 467 9 881 10 196 10 698 

HI. Famiüenlasicnausgleich 0,14 0,44 0 45 0.4? 

Einführung einer Einkommensgrenze von 24 000, — DM für Kindergekl 
in Familien mit mehr als 2 Kindein; ferner Verzicht auf die am 
26. August 1966 von der alten Bundesregierung grundsätzlich beschlos- 
sene Erhöhung des Kindergeldes ab 1969. 

Nach Kürzung der nebenstehenden Beträge verbleiben für 
Leistungen nach dem Bundeskindergcldgesetz (ohne Verwallungsko.stcn) 

1967*) 1968 1969 1970 1971 

- - in Millionen D.AI — 


2 785 ■^) 2 665 2 750 2 905 3 050 


IV. Zuschüsse des Bundes zum Mutterschutz und zur knappschaftlichen 

Krankenversicherung 0,05 0,36 0.36 0,40 

— Begrenzung der Zuschußverpflichtung des Bundes zum Mutterscbafts- 
geld auf 400, — DM je Entbindungsfall bei Nichtinkrafttreten der 
hinausgeschobenen Leistungen der Mutterschutznovelle und 

Wegfall des systemfremden Zuschusses an die knappschaftiiche 
Krankenversicherung. 


Nach Kürzung der nebenstehenden 
1967 

Beträge verbleiben für 
1968 1969 1970 

— in Millionen DVI — • 

1971 

a) 

Mutterschaftsgeld : 

230 

260 220 220 

220 

b) 

Zuschüsse an die 





knappschaftiiche 





Krankenversiche- 





rung: 

36 

— — — 

— 


1) Dazu kommen ab 1968 eventuelle Mehraustjaben für lineare und stnikturelle Bosoklunq^verbesserunqen für inilitä; istbes und ziviles Personal iowie in 1967 
und 1968 Mittel aus den beiden Investitionshau.shallen von id. 350 Mio DM, ferner Mittel aus der Auflo^unq der De\ isenkonlen USA (nach Ab/uq der .\b- 
schuldungsboträqe für Devisenzahlungen USA 1966/1967) 

2) Nach Abzug von 1 450 Mio DM Sdiuldbudiforderungen an Stelle von Baizusduissen 
:h Ohne Koiijunkturfördeningsmaßnahmen 1967,68 

?? Nio DM für Ausbildung.szulagc für 1967 (I. Halbjahi). Nach Regierunqsbeschluß vom 19, .lanuar 1967 enttalU die Ausbildungs/ulaqe ab U hdi 
1967 auf Dauer (für 1967 bereits im Hdushaltsgesetz 1967 beschlossen) 
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1968 


1969 


1970 


1971 


— in Milliarden DM — 


V. Kriegsfülgengesetzgebung (einschließlich SBZ-Flüchtlinge) 0,1 0,1 0,2 0,3 

— Durchführung des Reparationsschädengesetzes, jedoch kein Lasteii- 
ausgleich für Deutsche aus der SBZ (Währungsausgleich, Leistungs- 
gesetz) zu Lasten des Bundeshaushalts, keine Verbesserung der 
Kriegsgefangenenentschädigung, der Häftlingshilfe und der Flücht- 
lingshilfe — - 

Nach Kürzung der nebenstehenden Beträge stehen folgende Sum- 
men für Leistungen nach dem Kriegsgefangenenentschädigungs- und 
dem Häftlingshilfegesetz zur Verfügung: 


1967 

1968 1969 1970 

— in Millionen DM — 

1971 

34 

20 20 10 

10 


VI. Kriegsopferversorgung — — 0,66 0,65 

— Kein Eingriff in den Besitzstand; jedoch Verzicht auf Anpassung. 

Nach Kürzung der nebenstehenden Beträge stehen für die angege- 
benen Zwecke noch folgende Summen zur Verfügung: 

1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 

6 151 6 1B3M 6 136 6 098 6 064 


VTI Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich 0,02 0,15 0,15 0,16 

— Namentlich Wegfall des systemfremden Bundeszuschusses an knapp- 
schafthche Unfallversicherung — 


VIII. Landwirtschaft 0,5 0,7 0,9 0,59 

— Weitgehender Abbau von Einkommenssubventionen mit dem Ziel, 
auf Dauer w^ettbewerbsfähige Betriebsstrukturen zu schaffen — 

Plafond Epl. 10 nach Kürzung der nebenstehenden Beträge; 

1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 

4 449 5 433 5 300 4 669 4 473 

zuzüglich unmittelbare Leistungen aus dem EWG-Agrarfonds (Ab- 
teilung Ausrichtung) in folgender Höhe 

1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 

75 111 216 228 228 


IX. Wohnungswesen 0,05 0,2 0,2 0,25 

— Harmonisierung der verschiedenen Förderungsmaßnahmen auf dem 
Gebiet des Wohnungsw^esens (Wohngeld, Wohnungsbauprämien 
und sozialer Wohnungsbau) — 

Plafond EpL 25 nach Kürzung der nebenstehenden Beträge: 

1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 

141P) 1 560 1 601 1 623 1 554 


1) Ohne Konjunkhit fördcrutujstiidßndhmcn 1967 68 
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19övS 


1969 


1970 


1971 


— in Vlilliarden DM — 


X. \ Cikehr 0,5 

— Harmonisierung der verkehrspolitischen Maßnahmen (namentl, Bun- 
desbahn, Straßenbau, Wasserstraßen) in einem General verkehrs- 
plan, der unter Nutzen/Kostengesichtspunkten sachliche und regio- 
nale Schwerpunkte und zeitliche Prioritäten herausstellt und der 
Notwendigkeit zur Umstrukturierung und Gesundung der Bundes- 
bahn Rechnung trägt; außerdem Verschiebung der Kapitalerhöhung 
Lufthansa — 

Nach Kürzung der nebenstehenden Beträge stehen zur Verfügung 
für 

1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 

a) Deutsche 


Bundesbahn 2 530,8’) 

zuzüglich: I. Inve.sti- 

2 765*) 

2 931 *) 

2 980 *) 

3 000 

tionshaushalt 1967: 750,0 

darunter: für 
positive Ratio- 





nalisierung: 750,0 

210 

320 

430 

500 

bt Straßenbauplan:**) 4 010,0’) 
zuzüglich: L In- 
vestitionshaus- 

4 505 

4 970 

5 310 

5 805 

halt 1967: 534,0 

darunter: zur Ver- 
besserung der 
Verkehrsverhält- 
nisse in den Ge- 





meinden; 660,0 

(t Kapitaleihöhung 

700 

750 

800 

850 

Lufthansa; — 

— 

30 

90 

60 


XI. Subventionen an gewerbliche Wirtschaft 0,15 

- - Inbesondere Einschränkung des Darlehensprogramms zur 7\ufsu- 
chung von Erdöllagerstätten — 


Nach Kürzung der nebenstehenden Beträge Plafond für Epl. 09 
1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 

ggg,!') l 080 956 999 906 

XII. EnlwitkUuKjshille 0,18 


Stärkere Koordination und Schwerpunktbildung bei den verschie- 
denen Entwicklungshilfeleistungen {bilaterale und multilaterale, 
technische und Kapitalhilfe) in sachlicher und regionaler Hinsicht — 
Nach Kürzung der nebenstehenden Beträge Plafond Epl. 23 (einschl. 
Beitrag zur Nahrungsmittelhiife der EWG gemäß Kennedy-Runde) 
1967 1968 1969 1970 1971 

— in Millionen DM — 

1 656,7 1 090 2 292 2 426 2 555 


XHI. Wissenschaftliche Forschung 

--- Bei Anerkennung als sachlicher Schwerpunkt und Beibehaltung 
überproportionaler Steigerungsraten (von 1966 bis 1971 durch- 
schnittlich 16v. H. jährlich) Entwicklung eines neuen Schwerpunkt- 
und Prioritätenprogramms, namentlich für neue Maßnahmen. Stei- 
gerungen in diesem Umfang sind nur vertretbar, wenn sichergestellt 
ist 

a) rationelle Bewirtschaftung {umfassendes Gesamtkonzept) 

b) intensive Erfolgskontrolle 

c) wirksame Verwendungskon trolle 


Xl\', Einschränkung in ver.schiedenen Einzelplänen 

— 0.5 (AA), 06 (BMI), 08 (BMF), 27 (BMG), 60 (Allg. Finanzverwal- 
tung) — 


Ausgabekürzungen 
insgesamt rd. 


0,45 


5,3 


0,4 


0,20 


0,25 


0,45 


7,3 


0,35 0,15 


0,15 0,15 


0,25 0,2 


0,45 0,45 


8,8 M 


*! Zii/üq!ldi deqiesbiv' /u qe Zii'-Unis^'e xu MoVirko^toti auf Clnind von Bosoldiinqs\ etbessoi nnqt>n, die jedoch auf Dauer \edl m "W irtsehaflsplan 
der Buiidcbbahn aut/ul'.ou'en sind. 

*) Ohne Öifa-Kreclite 

ii Ofino Konjunkturfoi dei anq.'^niaßnalunen B8 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 3 

Stand: 7. Juli 1967 


Übersicht über die voraussichtlichen ordentlichen Einnahmen des Bundes bis 1971 


1. Steuereinnahmen 

2. LAG-Abgaben (durchlaufend) . 

3. Verwaltungseinnahmen 

4. Summe ordentliche Einnahmen 


1967 

1968 

1969 

1970 

1971 


— in 

Milliarden DM — 


(Klammerzahlen “ Steigerung gegenüber Vorjahr in v. M.) 

64,500 

66,15*) 

71,20 

75,20 

78,90 

{+ 4,0) 

(+ 2,6) 

(-7,6) 

(+5,6) 

( ; 4,9) 

1,500 

1,50 

1,40 

1,35 

1,25 

2,961 

4,20 

4,50 

4,20 

4,20 

68,961 

71,85 

77,10 

80,75 

84,35 


•) In der Sdiätzung für 1968 sind Mindereinnahmen bei der Mohrwerlsteunr wegen Entlastnrig dt-r Alt\oiia(e und Moditi/iening de> Stufenpiotiicimm^ qemnü 
der vom Parlament verabschiedeten Fassung des Mehiwertsteueigeseizes berüclrsichl igt . 

•*) Auslaufen Ileizölsteuer 1971 berücksichtigt. 


Anlage 3 a 

Stand: 7. Juli 1967 


Einnahmeverbesserungen 


1. Mehrwertsteuer 

— Erhöhung Mehrwerlsteuersatz*) bei zusätzlicher Ent- 
lastung der Altvorräte um 0,7 Mrd. DM — 

2. Ergänzungsabgabe 

— ^ 3 V. H. zur Einkommen- und Körperschaftsteuer ab 
1. Januar 1968, jedoch bei der Einkommensteuer nur 
von zu versteuernden Einkommensbeträgen übet 
16 000 DM, bei zusammen veranlagten Ehegatten 
über 32 000 DM — 

3. Körperschaftsteuer**) 

— Festlegung des Steuersatzes auf 40 v. H. — 

a) bei Sparkassen 

b) für Einkünfte aus längerfristigen Kreditgeschäf- 
ten bei bestimmten Kreditanstalten (bisher er- 
mäßigter Tarif) 

c) bei Kreditgenossenschaften und Zentralkassen 

(bisher 19 v. H.) 

4. Erhöhung Postablieferung 

5. Insgc^samt 

- rd 


1967 

1968 

1969 

1970 

1971 


— in 

Milliarden DM — 



0,4 

2,4 

2,7 

2,8 


0,69 

0,87 

0,93 

0,99 


-- 0,13 

0,17 

0,19 

0,20 

— 0,3 

0,3 

0,3 

0,3 

1 ,52 

3,74 

4,12 

4,29 

~ 1,5 

3,7 

4,1 

4,3 


♦) Gemäß Kdbineni)'-'sdiUiß vom 14. Juli 1967 von 10 auf II v, H. (Nornuilstcuersat/) und 5 auf 5,5 v. H (ermanign i Steuoisaiz} ab 1. Jiili 19G8 
**] Nur Bundesaiiteil . Mehicinnahmcn bei den Ländern (.Mio DM); 1968 = 227, 1969 -- 290, 1970 ” 328, 197! ^ 353. Weitere Molueinnahmen d-T Laii.h ; 
durch Beseitigung der Vcrmögcnsl eueibefreiung der Sparkassen, soweit sie der Pflege des Sparveikehrs dienen: 1969 ” 30, 1970 -- 3'», 197} 40 .^1; > 

DM. Für Gemeinden Mehreinnahmen aus Gew-crbesteuei durdi entsprechenden Abbau der Begünsticiungeti. 
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Deutscher Bundestag “ 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2065 


Anlage 4 

Stand: 7. Juli 1967 


Übersicht über Brutto- und Netto-Neuverschuldung des Bundes bis 1971 


!. Längerfristige Kredite (über 4 Jdhre) 

1. Brutto 

2 Abzüglich: Kreditmarktwirksame Tilgungen 

3. Netto 

IL Kurzfristige Kredite 

1. Neuverschuldung brutto 

2, Zuzüglich Umfinanzierungen 

(3. Zuzüglich Kredite für Investitionsförderungsniaß- 
nahmen) 

4. Zusammen 

(5. Einschließlich Investitionsförderungskredite) 

(). Abzüglich Tilgungen 

a) aus Neuverschuldung 

b) aus Umfinanzierungen 

7. Netto 

(h. Einschließlich Investitionsförderungskredite) 


1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

-- in Vlilliarden DM — 


1,28 

1,5 

2,7 

2,6 

3,5 

0,74 

0,5 

1,5 

1,1 

1,7 

0,54 

1,0 

1,2 

1,5 

1,8 


4,27 

5.85 

1.0 

1,85 

1,45 

— 

0,7 

5,7 

6,25 

4,5 

(2,50) 

(1,5) 

— 

— 

— 

4,27 

6,55 

6,7 

8,1 

5,95 

(6,77) 

(8,05) 




0,13 

0,7 

5,9 

6,75 

1,0 

— 

— 

— 

0,7 

5,7 

4,14 

5,85 

0,8 

0,65 

— 0,75 

(6,64) 

(7,35) 





Stand: 7. Juli 1967 


Übersicht über Tilgung und Streckung kurzfristiger Kredite des Bundes bis 1971 


1. Streckung von Tilgungsverpflichtungen (Umfinanzierun- 
gen) in eien Rechnungsjahren 

1968 

1969 

1970 

1971 

2. Tilgungen 

a) aus Neuverschuldung 

bis 1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

b) aus Umfinanzierungen (oben Ziff. l) 

1968 

1969 

1970 

1971 

Saldo - Tilgung 


1967 

1968 

1969 ! 

1970 

1971 

1972 ! 

1973 



— in Milliarden DM — 




0.7 






_ 


5,7 


— 

— 

- 


__ 

— 

6,25 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4,5 

— 

— 


(0,13) 

0,7 

5,9 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

6,75 

1,0 

— 

— 

— 

— 

— 

__ 

1,85 

1,45 

— 

' — 

— 

0,7 

5,7 

6,25 

4,5 



__ 

— 0,2 

— 1,2 

— 2,2 

— 8,05 

— 5,95 
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